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Schriftliche Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Jörg Hamann und Kai Voet van Vormizeele (CDU)  

vom 04.01.12 

und Antwort des Senats 

Betr.: Zustände im Gängeviertel – dürfen Künstler alles? 

Am 02.12.11 titelt die „Bild“-Zeitung: „Dürfen Künstler alles?“. In diesem Be-
richt werden die fragwürdigen Zustände im Gängeviertel reich bebildert dar-
gestellt. Die dort geschilderten Sachverhalte decken sich mit Beobachtungen 
von Anwohnern. 

Vor diesem Hintergrund und Bezug nehmend auf die Drs. 20/2542 fragen wir 
den Senat: 

1. Welche Beschwerdelagen gibt es seit der Besetzung der Gängeviertel-
gebäude? (Bitte alle aufzählen und nach Tag, Uhrzeit und Art der Be-
schwerde sowie der durchgeführten Maßnahme seitens des Bezirklichen 
Ordnungsdienstes (BOD) oder des Bezirks aufschlüsseln.) 

Der Bezirklichen Ordnungsdienst (BOD) teilt hierzu Folgendes mit: 

Tag und Uhrzeit der 
Beschwerde 

Art/Inhalt der 
Beschwerde Maßnahme 

20.08.2010, 21.55 Uhr Ruhestörung Kontrolle vor Ort; Personalienfest-
stellung, mündliche Verwarnung 

21.08.2010, 17 Uhr und 
19.45 Uhr 

Ruhestörung Kontrolle vor Ort, mündliche  
Ermahnung 

22.08.2010, 14.45 Uhr 
und 19 Uhr 

Ruhestörung Kontrolle vor Ort, keine Ruhestö-
rung festgestellt 

27.08.2011, 22 Uhr Ruhestörung Kontrolle vor Ort, keine Ruhestö-
rung festgestellt 

2. Wann und wie oft werden die Straßen im und rund um das Gängeviertel 
seit Besetzung vom BOD und/oder der Polizei bestreift? (Bitte aufschlüs-
seln nach Tag, Uhrzeit und Straßenzug beziehungsweise genauem 
Streifenweg.) 

Die Straßen im und rund um das Gängeviertel werden von Mitarbeitern des örtlich 
zuständigen Polizeikommissariats 14 nach Maßgabe der personellen Ressourcen im 
Rahmen des allgemeinen Präsenzauftrags bestreift. Festlegungen hinsichtlich Uhrzei-
ten und Streifenwegen bestehen dabei nicht. Es erfolgt auch keine Erfassung, wann, 
welche Wege bestreift werden, sodass diesbezügliche Angaben nicht möglich sind. 

Gleiches gilt für den Bezirklichen Ordnungsdienst. Er wird nur nach einer bekannt 
gewordenen Beschwerdelage tätig (siehe Antwort zu 1.). 
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3. Es gibt Hinweise auf mindestens zwei Bars und eine Teestube.  

a. Um welche Bars beziehungsweise Teestube handelt es sich nach 
Erkenntnis des Senats, der zuständigen Behörde und des zuständi-
gen Bezirksamtes? 

b. Wer sind die Betreiber? 

c. Wurden Schankwirtschaften in den Gängeviertelgebäuden als Ge-
werbe angemeldet?  

Wenn ja, von wem? 

d. Verfügen die Betreiber dieser Bars beziehungsweise der Teestube 
über eine gaststättenrechtliche Erlaubnis?  

Wenn ja, wann wurde diese von wem erteilt?  

Wenn nein, warum nicht und warum sieht sich das zuständige Be-
zirksamt nicht zur Überprüfung der Zustände genötigt? 

Das zuständige Bezirksamt hat nach aktueller anlassbezogener Ortsbesichtigung fol-
gende Feststellungen getroffen: 

Es gibt eine Teestube „Deine kleine Teebutze“ im Gebäudekomplex des Gängevier-
tels, die vom Verein „Komm in die Gänge“ betrieben wird. Die Teestube arbeitet nicht 
mit Gewinnerzielungsabsicht und ist somit kein gewerbsmäßiger Betrieb im Sinne der 
Gewerbeordnung, der einer Gewerbeanzeige bedarf. 

Ferner nutzt der Verein außerhalb des Gebäudekomplexes Räumlichkeiten für einen 
„Umsonst Kiosk“, der ebenfalls nicht gewerbsmäßig geführt wird. 

Darüber hinaus befindet sich außerhalb des Gebäudekomplexes das „JUPI“. Es ist 
bereits im Jahr 2009 mit dem Ergebnis überprüft worden, dass kein gewerbsmäßiger 
Gaststättenbetrieb feststellbar und somit keine gaststättenrechtliche Erlaubnis erfor-
derlich war. Die aktuelle anlassbezogene Überprüfung ergab erneut keine Hinweise 
auf Gewerbsmäßigkeit. Insofern sind weder eine Gewerbeanzeige noch eine gaststät-
tenrechtliche Erlaubnis erforderlich. 

4. Weiterhin lagert auf dem gesamten Gelände Sperrmüll. Es sollen außer-
dem Holzpaletten in den Öfen verfeuert werden. Wie ist die genaue 
rechtliche Lage in Bezug auf die Verbrennung von Sperrmüll bezie-
hungsweise Holzpaletten in der eigenen Wohnung? 

a. Welche Bestimmungen gelten für die dabei freigesetzten Emissio-
nen? 

Die Feuerungsanlagen, in der Frage Öfen genannt, unterliegen der 1. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über kleine und 
mittlere Feuerungsanlagen – 1. BImSchV). In dieser Verordnung ist auch die Überwa-
chung der Feuerungsanlagen in Bezug auf die bei der Verbrennung freigesetzten 
Emissionen geregelt. 

Sperrmüll gilt als Abfall und ist somit von Privathaushalten grundsätzlich der Hambur-
ger Stadtreinigung anzudienen. Die Verbrennung von Abfällen ist nur in speziell dafür 
zugelassenen, genehmigungsbedürftigen Anlagen zulässig. 

Holz darf in Privathaushalten nur in naturbelassener Form in dafür geeigneten Feue-
rungsanlagen verbrannt werden. Nach Definition der 1. BImSchV ist naturbelassenes 
Holz „Holz, das ausschließlich mechanischer Bearbeitung ausgesetzt war und bei sei-
ner Verwendung nicht mehr als nur unerheblich mit Schadstoffen kontaminiert wurde“. 
Gestrichene, lackierte oder beschichtete Hölzer, Spanplatten et cetera dürfen hier also 
nicht eingesetzt werden. 

Holzpaletten bestehen in der Regel aus unbehandeltem Holz und können somit 
grundsätzlich zum Heizen verwendet werden, der Betreiber der Feuerungsanlage ist 
allerdings dafür verantwortlich, dass das Holz nicht behandelt oder in irgendeiner 
Form verunreinigt ist. 
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b. Sind die Schornsteine der Häuser im Gängeviertel für die Nutzung 
von Öfen vorgesehen beziehungsweise geeignet? 

Siehe anliegende Nutzungsvereinbarung zwischen der steg – Stadterneuerungs- und 
Stadtentwicklungsgesellschaft mbH und dem Verein Gängeviertel e.V., Ziffern 1. und 
5. Das zuständige Bezirksamt hat hierzu zwei die Einzelfälle angemessen regelnde 
Bescheide erlassen. 

Mit diesen Bescheiden vom 15. Dezember 2010 und 10. Januar 2011 wurden die 
zulässigen Brennstoffe für insgesamt 25 Einzelraumfeuerungsanlagen für feste Brenn-
stoffe auf 

• naturbelassenes stückiges Holz einschließlich anhaftender Rinde, insbesondere in 
Form von Scheitholz und Hackschnitzeln, sowie Reisig und Zapfen und 

• Presslinge aus naturbelassenem Holz in Form von Holzbriketts nach DIN 51731, 
Ausgabe Oktober 1996, oder in Form von Holzpellets nach den brennstofftechni-
schen Anforderungen des DINplus-Zertifizierungsprogramms „Holzpellets zur Ver-
wendung in Kleinfeuerstätten nach DIN 51731-HP 5“, Ausgabe August 2007, sowie 
andere Holzbriketts oder Holzpellets aus naturbelassenem Holz mit gleichwertiger 
Qualität 

beschränkt. 

5. In der Drs. 20/2542 wurde die Frage unter Punkt 2 unzureichend beant-
wortet. Der Senat teilt mit, dass ihm lediglich vier Wohnmietverträge vor-
liegen. 

a. Welche Bestimmungen gelten für die An-, Um-, und Abmeldung in 
Hamburg? (Bitte ausführlich darstellen.) 

Die An- und Ummeldung ist in den §§ 12 und 16 des Hamburgischen Meldegesetz 
(HmbMG) vom 3. September 1996 geregelt, die Abmeldung in § 13 HmbMG. 

b. Welches sind die Maßnahmen bei dem Verdacht eines Verstoßes 
gegen das Meldegesetz? 

Zu den Tatbeständen für Ordnungswidrigkeiten nach dem HmbMG siehe § 36 Hmb-
MG. Bei festgestellten Unrichtigkeiten ist zudem das Melderegister nach § 5b HmbMG 
amtlich zu berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung). Für die Festsetzung von 
Verwarn- und Bußgeldern gilt der Bußgeldkatalog der Hamburgischen Bezirksämter. 

c. Hegt die zuständige Behörde den Verdacht eines Verstoßes gegen 
das Meldegesetz in Bezug auf die Bewohner des Gängeviertels?  

Wenn ja, welchen, warum und wie wird mit diesem Verdacht seitens 
des zuständigen Bezirks umgegangen?  

Wenn nein, warum nicht? 

Dem zuständigen Bezirksamt sind keine Verstöße gemeldet worden beziehungsweise 
bekannt. 

d. Wie viele Personen sind in den jeweiligen Gebäuden beziehungs-
weise Wohneinheiten im Gängeviertel gemeldet? Wenn hierzu keine 
Erkenntnisse vorliegen, warum sieht sich die Behörde beziehungs-
weise der Bezirk nicht bemüßigt, eine Kontrolle durchzuführen und 
nach dem Meldegesetz tätig zu werden, wo es doch hinreichend 
Hinweise auf zahlreiche Bewohner ohne eine entsprechende Mel-
dung beziehungsweise Ummeldung gibt? 

Mit der Bezeichnung „Gängeviertel“ können keine gespeicherten Daten ausgewertet 
werden. Zur vollständigen Ermittlung der Einwohnerzahlen ist die Angabe des Stra-
ßennamens und der Hausnummern erforderlich. Dem zuständigen Bezirksamt liegen 
Hinweise auf insgesamt 46 Bewohnerinnen und Bewohner für die Belegenheiten Va-
lentinskamp 38 c, Valentinskamp 34 bis 39, Valentinskamp 40 bis 42, Caffamacherrei-
he 37 bis 39 und Caffamacherreihe 43 bis 49 vor. 

Im Übrigen siehe Antwort zu 5. c. 
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Anlage 
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